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GOZ-Frage des Monats

In derselben Sitzung zwei DVT berechnen?

Wir haben bei einem Patienten in zwei verschie-
denen Kieferbereichen auf jeweils einen Mola-
ren begrenzte DVT angefertigt. Können wir die  
Ä 5370 jetzt zweimal berechnen?

Die Dentale Volumentomografie (DVT) wird üb
licherweise nach der Geb.-Nr. 5370 GOÄ, Com-
putergesteuerte Tomografie (CT) im Kopfbereich, 
berechnet. Die Leistung ist jedoch je Sitzung 
nur einmal berechnungsfähig (vgl. Allgemeine 
Bestimmungen, Abschnitt O, Kap. 7, Geb.-Verz.  
d. GOÄ). Schließlich befinden sich beide Kiefer
regionen im Kopfbereich.
Auch die Geb.-Nr. 5369 GOÄ, Höchstwert für 
Leistungen nach den Nummern 5370 bis 5374, 

kommt hier nicht in Betracht. Die Geb.-Nr. 5369 
GOÄ ist nur dann berechnungsfähig, wenn ver-
schiedene Körperregionen getrennt voneinan-
der mittels Computer- bzw. Volumentomografie  
untersucht und befundet wurden, oder dieselbe 
Region bei zwischenzeitlich situationsverändern-
den Maßnahmen erneut untersucht wird. Eine 
Vervielfachung der Gebühren wegen getrennter 
Kieferregionen ist nicht vertretbar, zumal für die 
DVT des gesamten Kiefers und deren vollständige 
Befundung, die hier erheblich aufwendiger wäre, 
die Gebühr nur einmal berechnungsfähig ist.

Daniel Urbschat 
GOZ-Referat
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Das System der Altersversorgung mit solidari-
schen Zügen in der berufsständischen Selbst-

verwaltung hat auch in Zeiten einer Krise Bestand. 
Das zeigt ein aktueller Beschluss des Verwaltungs-
gerichts Berlin, mit dem es klarstellt: Pflichtmitglie-
der des Versorgungswerks der Zahnärztekammer 
Berlin (VZB) können ihre Beiträge nicht mit der 
Begründung verweigern, sie hielten das frühere  
Handeln des VZB bei den Kapitalanlagen für 
rechtswidrig.

Hintergrund des Verfahrens ist der Finanz- und 
mutmaßliche Korruptionsskandal rund um die 
vormals Verantwortlichen des Versorgungs-
werks, wodurch Stand heute fast die Hälfte 
des angelegten Kapitals der Mitglieder verloren 
ging.

Selbst in dieser Situation bestehe kein „Bei-
tragsverweigerungsrecht“, so das Gericht. Die 
verpflichtenden Zahlungen einzustellen ist nach 
den Grundsätzen des Rechtsstaats somit unzu-
lässig. Das gelte insbesondere, soweit rechts-
widriges Verhalten in der Vergangenheit liege 
und durch die aktuellen Beiträge nicht fortge-
setzt werde.

Die Entscheidung macht klar: Gerichtliche Kon
trolle beschränkt sich auf die Einhaltung gesetz
licher und satzungsrechtlicher Grenzen; sie 
ersetzt nicht die komplexen versicherungsmathe-
matischen und kapitalmarktbezogenen Einschät-
zungen der zuständigen Gremien innerhalb des 
VZB. Mitglieder, so das Gericht, seien insofern auf 
ihre körperschaftsinternen Mitwirkungsmöglich-
keiten oder eine gerichtliche Kontrolle des Han-
delns der Organe zu verweisen.

Indem das Verwaltungsgericht diesen Unter-
schied klar herausarbeitet, unterstreicht es die 
Bedeutung der Mitwirkung aller Mitglieder: Eine 
Einrichtung zur Altersversorgung mit solidari-
schen Zügen bleibt nur dann funktionsfähig, 
wenn sich nicht Einzelne willkürlich der Beitrags-
pflicht entziehen können. Das VZB prüft und 
entwickelt mit der gebotenen Sorgfalt sowie un-
ter Wahrung der Wirtschaftlichkeit verfassungs-
rechtlich tragfähige Handlungsoptionen, um die 
Interessen aller Mitglieder nachhaltig und best-
möglich zu schützen.

Thomas Schieritz 
Vorsitzender des 
Verwaltungsausschusses des VZB

Verwaltungsgericht bestätigt 

Pflicht zur VZB-Beitragszahlung

Verwaltungsgericht Berlin
Entscheidung vom 
27.04.2026
Aktenzeichen: 9 L 14/26




